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wörtlich und umfassend verwirklicht wird, entfiele die 
Existenzberechtigung der NAACP, und wir würden gern 
aufhören zu existieren. Unglücklicherweise können wir 
jedoch dieses Ergebnis in der voraussehbaren Zukunft nicht 
erwarten,“34

Die einzige Kraft in den USA, die eine wissenschaft­
liche Analyse des Rassismus vorlegt und den Weg zu seiner 
Bekämpfung weist, die Kommunistische Partei der USA, 
stellt den Kampf gegen die Diskriminierung der Afro­
amerikaner in den Vordergrund35: „Der Rassismus, der 
Voherrschaftsanspruch der Weißen, verleiht der Unter­
drückung der Afroamerikaner eine Brutalität, wirkt wie 
ein tödliches ideologisches Gift, gibt ihr ein Ausmaß und 
eine Intensität, daß sie mit der Unterdrückung keiner an­
deren Gruppe der unterdrückten Nationalitäten gleidige- 
setzt werden kann. Aus diesem Grunde muß der Haupt­
schlag des Kampfes gegen die nationale Unterdrückung 
und den Rassismus dort geführt werden, wo die Wurzel 
liegt ... Wenn der Rassismus gegen die Afroamerikaner 
abnimmt, werden auch die nationale Unterdrückung aller 
arideren Völkerschaften und der gegen sie gerichtete Chau­
vinismus abnehmen.“36 Der einzige Weg dorthin ist die 
Einheit aller Unterdrückten und Ausgebeuteten unter Füh­
rung der Arbeiterklasse, ist der gemeinsame Kampf zur 
Veränderung solcher gesellschaftlicher Verhältnisse, die 
Rassismus, Rassendiskriminierung und andere Verletzun­
gen der Menschenrechte ermöglichen. So erweist sich auch - 
hier, daß Menschenrechtsprobleme letztlich immer zum 
Zentrum des realen Klassenkampfes führen.
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Besuch aus der Volksrepublik Polen 
in der Redaktion
Chefredakteur Zygmunt F r a n k  und Redakteurin Monika 
P i n a k i e w i c z  von der Zeitschrift „Gazeta Prawnicza" waren 
vom 19. bis 22. Oktober 1982 Gäste der Redaktion „Neue Ju­
stiz”. Mit dem vom Justizministerium der Volksrepublik Polen 
herausgegebenen Organ verbinden uns seit langem enge 
Arbeitskontakte. Neben dem Austausch aktueller Erfahrungen 
über die Tätigkeit und Aufgaben der Redaktionen standen 
vor allem aktuelle Fragen der Gesetzgebung und der Rechts­
propaganda im Mittelpunkt des Interesses der polnischen Gäste. 
Der Stellvertreter des Ministers der Justiz Dr. Siegfried Witten­
beck erläuterte ihnen Aufgaben aus dem langfristigen Plan der 
Gesetzgebung und ging dabei insbesondere auf die Analyse 
der Wirksamkeit von Rechtsvorschriften ein. In weiteren Arbeits­
gesprächen in Fachabteilungen des Ministeriums der Justiz 
informierten sich die Gäste über die Erweiterung der Rechte der 
gesellschaftlichen Gerichte nach dem neuen GGG, über die 
zentralen Schwerpunkte der Rechtspropaganda, über Fragen 
der Aus- und Weiterbildung der Kader für die Justizorgane 
sowie über die thematischen Aufgaben der Zeitschrift „Der 
Schöffe". Eihe Aussprache irr der Rechtsabteilung beim Bundes­
vorstand des FDGB gab den Gästen Einblick in Aufgaben und 
Methoden der gewerkschaftlichen Rechtsarbeit: zugleich wur­
den ihnen Erfahrungen aus der Verwirklichung des AGB ver­
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der Vereinigung der Juristen der DDR, Dr. Ulrich Roehl, mach­
ten sich die polnischen Juristen mit bildungspolitischen Aufga­
ben unserer Juristenorganisation vertraut.
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23 Danach übernimmt jeder Teilnehmerstaat der Konvention die 

Verpflichtung, sich selbst jeder Form der Rassendiskriminie­
rung auf seinem Territorium zu enthalten (Art. 2 Ziff. 1 Buchst, 
a), keine durch irgendwelche Personen oder Organisationen 
betriebene Rassendiskriminierung zu fördern, zu verteidigen 
oder zu unterstützen (Art. 2 Ziff. 1 Buchst, b), keinen Organen 
der Staatsmacht zu gestatten,* Rassendiskriminierung zu för­
dern oder dazu anzustiften (Art. 4 Buchst, c), sowie Maßnah-, 
men.auf dem Gebiet des Unterrichts, der Bildung, der Kultur 
und der Information zu ergreifen, um die Vorurteile, die zur 
Rassendiskriminierung führen, zu bekämpfen und Verständi­
gung, Toleranz und Freundschaft unter den Völkern und ras­
sischen oder ethnischen Gruppen zu fördern (Art. 7).

24 Angesichts dieser scharfen Rassentrennung spricht J. A. Kush- 
ner von „einer geteilten Nation“, von „wachsendem Grad der 
Rassentrennung“, ja, von Apartheid in den USA („Apartheid 
in America: An Historical and Legal Analysis of Contempor­
ary Racial Residential Segregation in the United States“, 
Howard Law Journal, Bd. 22 [1979], Heft 4, S. 547 ff.).

25 Abgedruckt bei N. L. Nathanson/E. Schwelb, a. a. O., S. 10.
26 Vgl. Th. D. Jones, „Article 4 of the Internationale Convention 

on the Elimination of All Forms of Racial Discrimination and 
the First Amendment“, Howard Law Journal, Bd. 23 (1980), 
Heft 2, S. 430 ff.

27 International Human Rights Treaties, a. a. O., S. 5.
28 Vgl. ebenda, S. 27 Я.
29 Vgl. ebenda, S. 164 ff.
30 Vgl. C. Ferguson, „ihternational Convention on the Elimination 

of All Forms of Racial Discrimination“, in: U. S. Ratification 
of the Human Rights Treaties — With or without Reservations 
(ed. R. B. Lillich), Charlottesville 1981, S. 41 ff.

31 Im Falle der Antirassismus-Konvention (Art. 8 ff.) handelt es 
sich um das Komitee für die Beseitigung der Rassendiskrimi­
rung. Vgl. dazu die Bewertung durch M. Mohr, Deutsche 
Außenpolitik 1982, Heft 7, S. 89 ff.

Die Entwicklungstendenzen in der Arbeit des MensChen- 
reChtskomitees, des Organs der Vertragsstaaten der Internatio­
nalen Konvention über Bürgerrechte und politische Rechte 
(Art. 28 ff.), hat B. Graefrath (Schriften und Informationen des 
DDR-Komitees für Menschenrechte, 1980, Heft 1, S. 3 ff.) einge­
schätzt.

32 Th. Buergenthal, „Implementing the UN Racial. Convention“, 
Texas International Law Journal, Bd. 12 (1977), Heft 2/3, S. 189.

Als Idealzustand erscheint einigen USA-Repräsentanten wohl 
die Situation, daß ein USA-Bürger Mitglied des auf der Grund­
lage der Amerikanischen Menschenrechtskonvention vom 
22. November 1969 geschaffenen Interamerikanischen MensChen- 
rechtsgeriChtshofes ist, obwohl die USA selbst nicht der Kon­
vention angehören. Vgl. dazu Th. Buergenthal, „The Inter- 
American Court of Human Rights“, American Journal of In­
ternational Law, Bd. 76 (1982), Heft 2, S. 231 ff.

33 So ist die Entscheidung des Obersten Gerichts der USA in der 
Sache Regents of the University of California gegen Bakke 
vom 28. Juni 1978 (vgl. dazu H.-J. Heintze, „Rassendiskriminie­
rung im Bildungswesen ...“, a. a. O., S. 216 f.).

34 International Human Rights Treaties, a. a. О., S. 74.
35 Zu Ausmaß und Tiefe der Diskriminierung der Afroamerikaner 

vgl.: Das politische System der USA ..., a. a. O., S. 295 ff. Vgl. 
ferner H. Aptheker, „Historische und politische Aspekte des 
Kampfes gegen den Rassismus in den USA heute“, Schriften 
und Informationen des DDR-Komitees für MensChenreChte 1980, 
Heft 2, S. 4 ff.

36 XXII. Parteitag der Kommunistischen Partei der USA, Berlin 
1980, S. 85.


